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Dr. Hans-Peter Friedrich, geboren am 
10. März 1957 in Naila (Land kreis Hof), 
ist seit dem 3. März 2011 Bundes-
minister des Innern. Der studierte 
Jurist und Diplom-Ökonom begann 
1988 seine berufliche Laufbahn als 
Regierungsrat in der Industrieab-
teilung im Bundesministerium für 
Wirtschaft in Bonn. 1991 wurde er 
Mitarbeiter der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion und 1998 selbst zum 
Mitglied des Deutschen Bundes-
tages gewählt. Als Abgeordneter 
gehörte er unter anderem der Föde-
ralismuskommission I und II an.
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Der Mensch lebt nicht für sich allein. Er ist auf ein Miteinander mit ande-
ren angelegt – in der Familie, im Freundes- und Bekanntenkreis, unter 
Nachbarn und Kollegen, in der Kirchengemeinde oder Religionsgemein-
schaft, beim Sport, im Ehrenamt, auf der Fußballfanmeile, bei Vereins-
sitzungen oder dem gemeinsamen Engagement für eine gute Sache. 
Vielfalt und Bandbreite dieser sozialen Kontakte machen unser Leben 
abwechslungsreich. Sie geben Halt und Selbstvertrauen. 

Wir erleben gesellschaftlichen Zusammenhalt nicht als abstrakte Idee, 
sondern in konkreten Begegnungen, im alltäglichen Austausch. Diese 
Bindekraft ist es, die Menschen bewegt, füreinander einzustehen, sich 
einzusetzen. Unzählige Menschen in unserem Land tun mehr für andere, 
für das Gemeinwesen, als sie müssten. Sie tun dies gern und fühlen sich 
bereichert. Von diesem Engagement lebt unsere Gesellschaft. 

Das Vertrauen darauf, im Leben nicht allein zu sein, ist grundlegend für 
die persönliche Entfaltung des Einzelnen. Als kollektive Erfahrung sorgt 
es dafür, dass menschliches Zusammenleben in einer offenen, demokra-
tischen Gesellschaft überhaupt funktioniert. Je heterogener eine Gesell-
schaft ist, desto mehr kommt es auf die Bindekräfte an, die sie im Alltag 
zusammenhält. 

Vielfalt und Offenheit bereichern unser Leben, bereichern unsere Gesell-
schaft. Sie fordern uns aber auch heraus. Sie verlangen es uns ab, mit 
Unterschieden, Brüchen und Konflikten umzugehen. Je vielfältiger die 
Menschen, ihre Weltbilder und Wurzeln sind, desto wichtiger ist es, den 
Zusammenhalt zu stärken und das Verbindende zu suchen. Das setzt einen 
offenen Austausch voraus, der von Respekt und Toleranz getragen ist. 
Schlimmer als das Offenlegen von Unterschieden und Konflikten ist die 
schleichende Sprachlosigkeit, die zu Entfremdung und Ausgrenzung 
führt. Dem entgegenzuwirken und immer wieder die Kraft zur Gemein-
samkeit aufzubringen, ist eine Herausforderung, die uns als Einzelne wie 
als Ganzes betrifft.

Gesellschaft und Staat sind gemeinsam aufgerufen, diesen Zusammen-
halt zu fördern. Dies hat viele Facetten. Es fängt bei Bildungseinrichtun-
gen wie Kindergärten und Schulen an, geht über Rahmenbedingungen 
für Verbände, Vereine, Netzwerke, Selbsthilfegruppen und Initiativen, 
schließt Prävention von Kriminalität und Extremismus ein und schlägt 
einen Bogen zum Umgang mit Menschen im Alter, denen auch bei schwin-
denden Kräften eine Teilhabe am sozialen Leben ermöglicht werden soll. 

Für einen Großteil dieser Aufgaben ist das Bundesinnenministerium 
zuständig. Gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern leis-
ten wir hier einen wichtigen Beitrag, den Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft zu stärken. 

Ihr

Dr. Hans-Peter Friedrich, MdB
Bundesminister des Innern

VORWORT
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Zusammenhalt fö 
Der gesellschaftliche Zusammenhalt wird durch viele Faktoren bestimmt. Positiv wirken 
ehrenamtliches Engagement, politische Teilhabe, Initiativen von Bürgern, Vereinen und 
Verbänden. Negativ wirken Gewalttaten, Abwehrhaltungen gegenüber Veränderungen 
und Fremdem sowie mangelnde Zivilcourage. Deshalb forscht das Bundesministerium des 
Innern nach den Ursachen für diese Entwicklung und fördert Projekte, die Zusammenhalt 
und Teil habe ermöglichen und sich damit gegen Gewalt, Extremismus und Fremdenfeind-
lichkeit richten.
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rdern

In Berlin wie in anderen deutschen 
Städten auch ist die Gewalt von und 
unter Jugendlichen ein dauerhaf-
tes Problem. Die absoluten Zah -
len gehen zwar zurück, aber das 
Ausmaß der Brutalität ist beträcht-
lich. Vorfälle wie der, bei dem ein 
18-Jähriger auf dem U-Bahnhof 
Friedrichstraße einen 29-jährigen 
Mann angreift und bewusstlos 
schlägt, sind leider keine Einzel -
fälle. Bereits mehrere vergleichba-
re Angriffe haben sich dieses Jahr 
ereignet. Auch in anderen Berei-
chen des gesellschaftlichen Zusam-
menlebens gibt es Anzeichen dafür, 
dass gemeinsame Werte wie Res-
pekt und Toleranz, Vorstellungen 
davon, was ziviles, „anständiges“ 
Verhalten bedeutet, und Bürger-
tugenden wie Zivil courage und 
ehrenamtliches Engagement be -
wusst zu stärken sind. Kurz: Der 
soziale Zusammenhalt stellt sich 
nicht von selbst her. Er muss aktiv 
gefördert und weiterentwickelt 
werden. 

Mobbing auf dem Schulhof oder 
im Internet, Ängste und Intoleranz 
gegenüber Fremden, Randale und 
Zerstörung fremden Eigentums, 
die Weigerung, Verantwortung 
für sich und andere zu über-
nehmen – die Politik und viele 
Bürgerinnen und Bürger sehen 
Handlungsbedarf. Denn wenn 
soziale, alle Bürger bindende Nor-
men nicht gegenwärtig sind, die 
Werte des Grundgesetzes in Kon-
fliktsituationen nicht beachtet 
werden, sind Staat und Gesell-
schaft gefordert.

Stellt sich die Frage, welche Ursa-
chen diese Entwicklungen haben, 
und was Politik und Verwaltung 
tun können, um den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt zu stärken. 
Wie lassen sich Gewaltausbrüche 
vermeiden? Wie können extremis-
tische und rassistische Übergriffe 

verhindert werden? Was ist zu tun, 
um der Politikerverdrossenheit ei -
niger entgegenzuwirken? 

Analyse der Ursachen

Eine 2009 vom Bundesinnen-
ministerium in Auftrag gegebene 
Expertise des an der Berliner 
Hochschule für Wirtschaft und 
Recht lehrenden Professors Dr. 
Hans-Gerd Jaschke beleuchtet die 
„Bedingungsfaktoren des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts“ und 
identifiziert wich tige Handlungs-
felder für eine zu entwickelnde 
nationale Strategie.

Prägend für die soziale Entwick-
lung sind Familie, Freunde und 
Nachbarschaft. Hier werden Werte 
gelebt und vermittelt und damit 
die Weichen für soziales Engage-
ment gestellt. Später kommen 
Schule, Arbeit, Vereine und Medien 

Politik und Verwaltung suchen nach Möglichkeiten, den 
gesellschaft lichen Zusammenhalt in Deutschland zu stärken.

Cybermobbing wird zu einer immer größeren 
gesellschaftlichen Herausforderung.
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als die Entwicklung prägende Fak-
toren hinzu. Werden gesellschaft-
liche Konventionen nicht so früh 
wie möglich erlernt, können 
Gewalt, Verwahrlosung, Ausgren-
zung, Kriminalität und Drogen das 
Leben mitbestimmen, kann dies zu 
einer Gefährdung des gesellschaft-
lichen Zu  sammenhalts führen. 

Aufgabe von Politik und Gesell-
schaft ist es daher, den Menschen in 
allen Lebensabschnitten Perspekti-
ven und individuelle Entwicklungs-
möglichkeiten zu er  öffnen. Denn 
wer sich zugehörig und gebraucht 
fühlt, wer die Chance sieht, seine 
Kompetenzen und Fähigkeiten zu 
entwickeln, der wird sich eher ei -
genverantwortlich verhalten, sich 
um seine Mitmenschen kümmern 
und sich auch sozial engagieren. 
Extremistische Ideen finden dann 
weniger Nährboden. Eine leben-
dige Demokratie hängt davon ab, 
dass sich die einzelnen Menschen 
ernst genommen fühlen, Gemein-
schaftssinn ent wickeln und auf 
ihre Selbstkom petenz und die Kom-
petenz der politischen Institutio-
nen vertrauen können.

Anknüpfend an seine vielfältigen 
Aufgabenbereiche wie Integration, 
öffentliche Sicherheit, Sport und 
politische Bildung setzt sich das 

Bundesministerium des Innern mit 
den unterschiedlichen Faktoren 
und Fragestellungen des gesell-
schaft lichen Zusammenhalts aus-
einander. Als Impulsgeber fördert 
es Initiativen, Projekte und wissen-
schaftliche Studien, die sich der 
Erforschung von Ursachen wid-
men, Fehlentwicklungen zu ver-
hindern suchen und dort ansetzen, 
wo es darum geht, insbesondere 
Kindern und Jugendlichen Werte 
zu vermitteln. Die Politik hat 
erkannt, dass sie aktiv zusammen 
mit den Bürgerinnen und Bürgern 
den gesellschaftlichen Zusammen-
halt fördern muss, will sie Gewalt, 
Extremismus und Demokratiemü-
digkeit verhindern.

Engagement der Politik

Ziel ist es, das Thema stärker als 
bisher auf die politische Agenda 
zu setzen. So beschlossen das 
Bundesinnenministerium und das 
Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend im 
Jahr 2009 eine Initiative zur 
Stärkung des gesellschaft lichen 
Zusammenhalts in Deutschland 
(siehe „innenpolitik“, April 2009). 

Darauf aufbauend analysierten sie 
gemeinsam mit dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozia-
les beispielhaft für die Bereiche 
Jugendgewalt und Rechtsextre-
mismus die gesellschaft lichen 
Ursachen und stellten die vielfäl-
tigen Maßnahmen des Bundes 
gegen Rechts extremismus zusam-
men. Eine interne Auswertung der 
Programme bestätigte, dass sich 
die erwünschten Erfolge nur erzie-
len lassen, wenn gemeinsam, 
unabhängig von Zuständigkeits-
grenzen, ge  handelt wird. 

Gleichzeitig zeigte sich, dass Prä-
ventionsprogramme so früh wie 
möglich ansetzen sollten, um Kri-
minalität, Gewalt und Extremis-
mus weit im Vorfeld ihres Entste-
hens zu verhindern. Auch gilt es, 
Impulse für eine öffentliche Debat-
te zu geben, die integriert anstatt 

Zivilcourage zeigen, sich für Mitmenschen einsetzen ist ein Themenfeld der politischen Bildung.

Mittels gezielter Projekte soll gegen die Gewalt 
unter Jugendlichen vorgegangen werden. 
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Im Bereich des islamischen Ter-
rorismus ist in den letzten Jah-
ren zunehmend das Phänomen 
der Radikalisierung von Einzel-
tätern „im Stillen“, überwiegend 
durch das Internet, zu beobach-
ten. Derartige Radikalisierungs-
verläufe sind allenfalls für das 
Umfeld der sich radikalisieren-
den Personen erkennbar, für die 
Sicherheitsbehörden hingegen 
kaum wahrzunehmen. Ein Bei-
spiel hierfür ist der Attentäter, 
der am 2. März 2011 am Frank-
furter Flughafen zwei Menschen 
tötete und weitere schwer ver-
letzt hat. Entscheidend ist 
da rüber hinaus, dass deutlich 
wird, dass auch die große Mehr-
heit der Muslime derartige 
Gewalttaten unter Berufung auf 
den Islam ablehnt. Solchen Posi-
tionierungen von Muslimen ge -
gen Radikalisierungen und Ex -
tremismus kommt eine deutlich 
höhere Überzeugungskraft zu 
als Aufrufen staatlicher Stellen.

Vor diesem Hintergrund hat 
Bundesinnenminister Dr. Hans-
Peter Friedrich eine Initiative 
gestartet, die muslimische Mit-
bürgerinnen und Mitbürger im 
Rahmen einer Sicherheitspart-
nerschaft in die Bekämpfung 
von Radikalisierung über die 
bereits bestehenden Zusam-
menarbeitsformen hinaus ein-
binden soll. Die Partnerschaft 
soll neben der Deutschen Islam 
Konferenz bestehen und sich 
ausschließlich mit dem Thema 
Sicherheit befassen. Muslimi-
sche Verbände und Moschee-
gemeinden sind dazu eingela-
den, daran mitzuwirken. Es 
wird keine festen Mitglied-
schaften oder Gremien geben. 
Die Zusammenarbeit soll viel-
mehr an den jeweiligen Frage-
stellungen orientiert erfolgen.

Partner für 
mehr Sicherheit

zu spalten. Nur wenn sich jeder 
Bürger vor Augen führt, dass alle 
dazu beit ragen müssen, den Zu -
sammenhalt in der Gesellschaft 
zu fördern, kann die aktuelle Ent-
wicklung aufgehalten werden. 

Öffentliche Debatte 
fördern

Die politische Bildung spielt hier-
bei eine besondere Rolle. Sie fördert 
den gesellschaftlichen Zusammen-
halt, indem sie die Bürger unter-
stützt, politische Urteilsfähigkeit 
zu entwickeln, indem sie demokra-
tische Lernprozesse fördert, Parti-
zipationsmöglichkeiten bietet und 
in Zusammenarbeit mit anderen 
Akteuren Kompetenzen und Res-
sourcen stärkt. Dazu unterstützt 
die Bundesregierung die Zivil-
gesellschaft, Kirchen und andere 
Religionsgemeinschaften, Träger 

der politischen Bildungsarbeit, Kin-
dergärten, Schulen, Verbände, Ver-
eine und Netzwerke bei ihrem 
Engagement für die Gesellschaft.

Die Bundesregierung fördert zu -
dem Programme, die sich gegen 
Gewalt an Schulen einsetzen, das 
Programm „Integration durch 
Sport“, das Zuwanderer dabei 
unterstützt, sich in die deutsche 
Gesellschaft zu integrieren, die 
Initiative „Foul von Rechtsaußen“, 
bei der sich Politik und Sport 
gemeinsam gegen Rechtsextremis-
mus einsetzen, oder das Programm 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“, 
das sich insbesondere gegen Extre-
mismus in Ostdeutschland wendet. 
Mehr zu den Programmen finden 
Sie in dieser Ausgabe.  (BMI)

>>  Weitere Informationen unter: 
 www.bmi.bund.de
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GE WALTFREIES MITEINANDER

Zivilcourage 
und Fairplay von klein auf lernen
Bullying ist eine der häufigsten Formen psychischer und physischer Gewalt an Schulen. 
Betroffene Schüler leiden oft noch Jahre später daran. Das Programm „fairplayer“ erarbeitet 
gemeinsam mit Jugendlichen gewaltfreie Umgangsformen.

Der englische Begriff „Bullying“ fasst verschiedene 
Formen gewalttätigen Verhaltens zusammen. Beleidi-
gungen, Demütigungen, soziale Ausgrenzungen oder 
auch körperliche Angriffe sind an Schulen besonders 
verbreitet. Aus einer Untersuchung von Prof. Dr. Her-
bert Scheithauer, Entwick-
lungspsychologe an der 
Freien Universität Berlin 
und Mit  begründer des Ver-
eins fairplayer e. V., geht 
hervor, dass jeder zehnte 
Schüler mindestens einmal 
in der Woche Opfer von 
Bullying wird. Laut der Stu-
die sind deutschlandweit 
etwa 500.000 Kinder und 
Jugendliche davon regel-
mäßig betroffen. 

„fairplayer“ bietet Schul-
klassen und Jugendgrup-
pen die Möglichkeit, sich mit den Themen Bullying 
und Gewalt an Schulen aktiv auseinanderzusetzen. 
Das Deutsche Forum für Kriminalprävention unter-
stützt mit finanzieller Hilfe der Deutschen Bahn AG 
die Initiative. Ziel ist es, jungen Menschen bei Kon-
flikten im Alltag den richtigen Weg aufzuzeigen, 
zum Beispiel im Rahmen von Rollenspielen. Jugend-
liche besetzen verschiedene Positionen in einem 
Konflikt, übernehmen unterschiedliche Perspektiven 
und identifizieren sich so mit ihrer jeweiligen Rolle. 

Das Kernanliegen der gemeinnützigen Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention ist 
es, Prävention als Aufgabe in der Verantwortung jedes Einzelnen sowie aller Institutionen 

und Organisationen in Wirtschaft und Gesellschaft zu etablieren. Als Bindeglied zwischen Wissenschaft, Pra-
xis und Politik fördert das Forum die Kooperation und Vernetzung der unterschiedlichen Präventionsakteure. 

>>  Weitere Informationen finden Sie unter: www.kriminalpraevention.de

Deutsches Forum für Kriminalprävention

Dadurch können sie sich besser in andere hineinver-
setzen und Empfindungen nachfühlen.

Seitdem soziale Netzwerke wie Facebook oder 
schuelerVZ zum Alltag von Teenagern gehören, findet 

das Bullying nicht nur 
auf dem Pausenhof statt. 
Jugendliche nutzen die 
Internetportale immer 
öfter, um ihre Mitschü-
ler zu beleidigen. Umso 
wichtiger ist es, dass 
Kinder und Jugendliche 
frühestmöglich lernen, 
rücksichtsvoll miteinan-
der umzugehen und in 
Konflikt  situa tionen cou-
ragiert zu handeln. 
Prof. Dr. Scheithauer hat 
deshalb gemeinsam mit 
Mitarbeitern an der Frei-

en Universität Berlin das Präventionsprogramm „fair-
player.manual“ entwickelt, das die Toleranz und Integ-
ration unter Kindern und Jugendlichen fördert. Das 
zugehörige Handbuch kann als Unterrichtseinheit in 
jeder Schule integriert werden. Dort, wo das Programm 
bereits getestet wurde, sind die ersten Erfahrungen viel-
versprechend. Die Zahl der Bullying-Opfer ging nach 
der Umsetzung der Lerneinheit deutlich zurück.  (sel)

>>  Nähere Informationen unter: www.fairplayer.de

500.000 Kinder und Jugendliche sind bundesweit Opfer von „Bullying“. 
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BESSERE CHANCEN FÜR ZUWANDERER 

Sport als Motor der Integration 
Im Sport – insbesondere im Vereinssport – steckt großes Potenzial zur Stärkung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts. Aus diesem Grund fördert und begleitet das Bundesministerium 
des Innern seit mehr als zwei Jahrzehnten das Programm „Integration durch Sport“.

Wer Sport im Team betreibt, lernt, 
Regeln zu akzeptieren, den Gegner 
zu achten, Erfolge und Niederlagen 
gemein  sam zu verarbeiten. Sport 
vermittelt Verhaltens- und Orien-
tierungsmuster. Demokratische Mit-
  wirkung und gemeinwohlorien-
tiertes Engagement sind in den 
Vereinen gelebter Alltag. Diszip-
lin, Respekt, Verlässlichkeit, Team-
geist und Verantwortungsbewusst-
sein sind nicht nur unverzichtbare 
Werte für einen fairen sportlichen 
Wettkampf sondern auch für das 
gesellschaftliche Miteinander. 

Gemeinsames Sporttreiben fördert 
den Erfahrungsaustausch und die 
gegenseitige Wertschätzung von 
Menschen unterschiedlicher Her-
kunft. Im Sport gelingt es, Grenzen 
zwischen verschiedenen Hautfar-
ben, Glaubensrichtungen und Spra-
chen aufzuheben und Vorurteile 
abzubauen. Daneben bietet Sport 
gerade Menschen mit Migrations-
hintergrund die Chance, aktiv in 
der Gesellschaft mitzuwirken.

Deshalb fördert das Bundesministe-
rium des Innern das Programm 

„Integration durch Sport“ mit jähr-
lich rund fünf Millionen Euro. 
Um gesetzt wird es durch den Deut-
schen Olympischen Sportbund über 
die Landessportbünde und unter 
Beteiligung von rund 750 Stütz-
punktvereinen. Mittlerweile steht 
das zunächst nur auf Aussiedler 
bezogene Programm allen Zuwan-
derergruppen zur Verfügung. 

Förderung ungeachtet 
der Herkunft

Aus integrativen und präventiven 
Gründen öffnete sich das Programm 
auch für benachteiligte deutsche 
Jugendliche, wodurch der gesell-
schaftliche Zusammenhalt zwi-
schen den Jugendlichen ungeachtet 
der Herkunft gefördert wird. Bun-
desweit werden mit Unterstützung 
von Ehrenamtlichen neben sport-
lichen auch außersportliche Aktivi-
täten, wie zum Beispiel Hausauf-
gabenhilfe und Sprachförderung, 
angeboten. Die Stützpunktvereine 
kooperieren zunehmend mit ande-
ren Trägern der Integrationsarbeit 
vor Ort und wirken an runden 
Tischen und Netzwerken mit. 

Eine 2009 abgeschlossene Evalua-
tion hat gezeigt, dass viele der rund 
1.900 untersuchten Sportgruppen 
von Zuwanderern selbst initiiert 
und geleitet werden. Von den sei-
nerzeit 1.100 Übungsleitern und 
Betreuern hatte knapp die Hälfte 
einen Migrationshintergrund.

Deutlich gemacht hat die Evaluati-
on auch, dass Integration nicht im 
Selbstlauf geschieht. Zwar ist das 
Programm sehr erfolgreich bei der 
Integration in Sportvereine, aber 
bei der Integration in das Gemein-
wesen bleibt noch einiges zu 
tun. Das Integrationspotenzial des 
Sports muss zielgerichteter gestal-
tet, Teilnahmebarrieren müssen 
überwunden und interkulturelle 
Kompetenzen ausgebaut werden. 
Auch die Ausweitung herkunfts-
spezifischer Sportarten und die 
Einbeziehung bislang unterreprä-
sentierter Gruppen wie Frauen und 
Mädchen mit Migrationshinter-
grund, aber auch älterer Menschen, 
stehen auf der Agenda. (BMI)

>>  Mehr unter: www.integration-
durch-sport.de
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EHRENAMTLICHES ENGAGEMENT

„Lokomotivführer wollte ich 
nie werden“ 

  Jan von Bergen lebt für sein Ehrenamt. Der Chef der Freiwilligen Feuerwehr in Groß Glienicke 
hilft mit dem Projekt „Ohne Blaulicht“, das vom Programm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ 
gefördert wird, freiwillige Feuerwehren in Brandenburg besser aufzustellen.

Das Datum kommt wie aus der 
Pistole geschossen: „1. März 1982“, 
sagt Jan von Bergen. An dem Tag 
trat er in die freiwillige Feuerwehr 
ein. Damals war er zehn Jahre alt. 
Die Jugendfeuerwehr hieß noch 
„Jun ge Brandschutzhelfer“ und die 
freiwillige Feuerwehr rückte nur 
selten aus. Die großen Einsätze fuh-
ren die Berufsfeuerwehren. „Aber 
wenn es mal raus ging“, erzählt 
von Bergen, „war es ein richtiges 
Highlight, auf dem Feuer wehrauto 
zu sitzen. Da musste man sich fest-
halten und aufpassen, dass einem 
die Schläuche nicht an den Kopf 
knallen.“ 

Von der DDR ist bei der Freiwilligen 
Feuerwehr Groß Glienicke nichts 
übrig geblieben – außer einer Glas-
vitrine gefüllt mit historischen 
Schulterbinden in violett, dem 

DDR-Abc der Feuerwehr und einer 
Brandschutzfibel. Jan von Bergens 
Begeisterung ist geblieben. Feuer-
wehrmann zu sein, war sein 
Kindheitstraum. „Lokomotivführer 
wollte ich nie werden“, sagt er. Als 
Zehnjähriger begeisterte ihn die 
Technik; heute hält ihn auch etwas 
anderes: „Der Wille, anderen Men-
schen in Not zu helfen.“

Jan von Bergen hat Karriere ge -
macht und leitet als Ortswehrfüh-
rer die Feuerwehr von Groß Glie-
nicke. Dreimal im Monat treffen 
sich die Aktiven zum Training, 
damit jeder Handgriff im Ernstfall 
sitzt. Die Feuerwehr bedeutet nicht 
nur ihm sehr viel, sondern spielt 
auch in der Gesellschaft eine wich-
tige Rolle, davon ist der Feuer-
wehrmann überzeugt. In länd-
lichen Regionen gibt es weniger 

Freizeitmöglichkeiten. „Da müsen 
wir präsent sein und die Jugend-
lichen begeistern, bevor das die 
NPD tut“, meint von Bergen. „Au -
ßerdem“, fügt er hinzu, „sind unse-
re Feuerwehrmänner oder -frauen 
von heute die Bürgermeister von 
morgen.“

Demokratisches 
Miteinander stärken

Unterstützung gibt es für frei-
willige Feuerwehren in Branden-
burg vom Landesfeuerwehrver-
band. „Ohne Blaulicht“ heißt das 
Projekt, das individuell auf die 
Probleme der einzelnen Vereine 
eingeht, das demokratische Mit-
einander stärken möchte und vom 
Programm „Zusammenhalt durch 
Teilhabe“ gefördert wird. Auch Jan 
von Bergen hilft mit.

Ein Themenschwerpunkt von „Ohne 
Blaulicht“ ist der Umgang mit 
Rechtsextremismus. „Besonders in 
den ländlichen Gebieten Branden-
burgs ist das ein Problem“, erklärt 
Jörn-Hendrik Kuinke, Geschäftsfüh -
rer des Landesfeuerwehrverbandes 
Brandenburg. „Uniform und Ka me -
radschaft – das sind Attribute, die 
den Rechten gefallen.“ Auch in 
Groß Glienicke gab es bereits Ka me-
raden mit rechtsextremistischen 
Tendenzen. Da hilft aus von Ber-
gens Sicht nur eines: „Aufklären.“ 

Ehrenamtlich engagieren sich Jan von Bergen 
und seine Kollegen gegen Rechtsextremismus.
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Mit Workshops und Weiterbildun-
gen will „Ohne Blaulicht“ Kamera-
den dafür sensibilisieren, Rechtsex-
tremismus frühzeitig zu erkennen 
und zu handeln. 

Gemeinsam Lösungen 
entwickeln

Das Programm wirbt auch für 
mehr Akzeptanz für Frauen in 
höheren Vereinspositionen. Von 
den sieben Frauen der insgesamt 
24 Feuerwehrleute in Groß Glieni-
cke besetzt noch keine eine Füh-
rungsposition. „Ohne Blaulicht“ 
widmet sich außerdem Generatio-
nenkonflikten. „Jugendliche über-
nehmen heute nicht mehr so gern 

Mit dem Programm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ fördert das 
Bundes ministerium des Innern seit Ende 2010 Projekte für demokra-
tische Teilhabe und gegen Extremismus in Ostdeutschland. Im Mittel-
punkt stehen die Menschen vor Ort, die sich haupt- oder ehrenamtlich 
in Vereinen, Bürgerinitiativen oder Gemeindeverwaltungen für eine 
lebendige und demokratische Gemeinschaft engagieren. 

18 Millionen Euro Fördervolumen

Mit einem Fördervolumen von insgesamt 18 Millionen Euro werden gezielt Projekte unterstützt, die im 
ländlichen Raum und strukturschwachen Gebieten Ostdeutschlands angesiedelt sind. Wichtige Ziel-
gruppen des Programms sind deshalb die freiwilligen Feuerwehren, Sportvereine, Wohlfahrtsverbände 
und kirchliche Träger.

Die Unterstützung erfolgt im Rahmen von drei Schwerpunkten: Der erste Förderschwerpunkt richtet sich 
an Mitarbeiter in Verbänden, Vereinen und Gemeinden in ihrer Tätigkeit als Multiplikatoren für eine demo-
kratische Gemeinschaft. Sie werden zum Beispiel zu Demokratietrainern ausgebildet, beschäftigen sich 
mit Bürgerbeteiligung und fördern die Vernetzung von Akteuren aus Kommunalverwaltung, Zivilgesell-
schaft und Wirtschaft. 

Ehrenamt vor Ort stärken

Im Rahmen des zweiten Förderschwerpunktes werden engagierte Bürgerinnen und Bürger bei und 
während der Gründung und Verstetigung von Bürgerbündnissen und -initiativen begleitet. Im dritten 
Förderschwerpunkt werden modellhaft neue Ansätze zur Stärkung demokratischer Teilhabe erprobt. Das 
Bundesprogramm läuft zunächst bis 2013. Die Umsetzung erfolgt über eine Regiestelle in der Bundes-
zentrale für politische Bildung. 

>>  Nähere Informationen zum Bundesprogramm und den geförderten Projekten finden Sie unter: 
www.zusammenhalt-durch-teilhabe.de

Bundesprogramm 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“

Verantwortung“, bedauert von 
Bergen. Das sorgt gelegentlich für 
Diskussionen. Die älteren Freiwil-
ligen dagegen sperrten sich häu-
fig gegen Neuerungen. 

Die Freiwillige Feuerwehr in Groß 
Glienicke steht insgesamt gut da, 
findet der Ortswehrführer, trotz der 
Probleme. Das liege an der Nähe zur 
Landeshauptstadt Potsdam. „Ande-
re Feuerwehren auf dem Land brau-
chen dringend Hilfe“, sagt er. Dabei 
schlägt er die Hände zusammen, als 
wolle er sofort mit der Arbeit anfan-
gen. Wenn es um die Feuerwehr 
geht, kann von Bergen nie Nein 
sagen. Seine Leidenschaft  
kennt keine Grenzen.  (vk)



INNENPOLITIK | MAI 2011

GESELL SCHAF TLICHER ZUSAMMENHALT

12

FOKUS OSTDEUTSCHL AND

Abwehrkräfte gegen 
Extremismus
Dr. Christoph Bergner ist Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern. Zu seinen Zuständigkeiten 
als Beauftragter der Bundesregierung für die Neuen Bundes-
länder zählt auch das Programm „Zusammenhalt durch 
Teilhabe“. Im Interview erklärt er, warum Verbände und 
Vereine so wichtig im Kampf gegen Extremismus sind und 
warum der Schwerpunkt auf Ostdeutschland liegt.

innenpolitik: Das Programm „Zu -
sammenhalt durch Teilhabe“ för-
dert bevorzugt Projekte aus dem 
ländlichen Raum und nur in Ost-
deutschland. Warum gibt es hier 
besonderen Handlungsbedarf?

Dr. Christoph Bergner: In den 
neuen Ländern sind die durch-
schnittlichen Mitgliederzahlen in 
Vereinen und Verbänden deutlich 
niedriger als in den alten Bundes-
ländern, egal ob es um Sport oder 
die Kirche geht. Der ländliche 
Raum ist zusätzlich noch vom 
demografischen Wandel betroffen: 

Wegzug und niedrige Geburten-
raten. Mit dem Programm wollen 
wir gegensteuern, um zu verhin-
dern, dass Bürger aus Mangel an 
Alternativen mit radikalen Verbin-
dungen in Kontakt treten.

innenpolitik: Das Programm „Zu -
sammenhalt durch Teilhabe“ legt 
besonderen Wert auf die Förde-
rung von Vereinen und Verbänden. 
Warum?

Dr. Bergner: Vereine und Verbän -
de sind das zivilgesellschaftliche 
Gerüst unserer Demokratie. Damit 

sind sie Abwehrkräfte gegen ex -
tremistische Tendenzen und ge -
wissermaßen die demokratische 
Grundversorgung. Wenn es einen 
Mangel an intakter Verbandsstruk-
tur gibt, dann ist die Gefahr einer 
Annäherung an radikale, extremis-
tische Verbindungen größer.

innenpolitik: Daneben widmet das 
Programm der demokratischen Pra-
xis in Gemeinden einen weiteren 
Themenschwerpunkt. Wie können 
Kommunalverwaltungen zur Extre-
mismusprävention beitragen?

Dr. Bergner: Kommunalverwaltun -
gen stellen sozusagen den Schnitt-
punkt zwischen der ehrenamt-
lichen Arbeit und dem staat lichen 
Handeln dar. Aus eigener Erfah-
rung weiß ich, dass man sich dieser 
Verantwortung nicht in allen Kom-
munalverwaltungen be  wusst ist. 
Aber die vielen erfreu lichen Bei-
spiele zeigen, dass ein zelne Mitar-
beiter genau an der Schnittstelle, 
wo es um Vereins förderung geht, 
sehr große Spielräume eröffnen 
und stimulierend auf Vereins- und 
Verbandsarbeit reagieren können. 
Mit dieser Förderung wollen wir 

Viele Vereine, Verbände und Einrichtungen 
sind auf die Arbeit Ehrenamtlicher angewiesen.



„Vereine und Verbände sind das 
zivilgesellschaftliche Gerüst 

unserer Demokratie“
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zur Ertüchtigung der Kommunal-
verwaltung beitragen. 

innenpolitik: „Zusammenhalt 
durch Teilhabe“ unterstützt auch 
kleine, lokale Initiativen. Welche 
Rolle spielen sie?

Dr. Bergner: Es geht bei uns auch 
um die Basisarbeit, also das Enga-
gement im Entstehungsstadium. 
Alles muss klein beginnen, auch 
die Entwicklung gesellschaftlicher 
Strukturen hat ihren Anfang in 
einzelnen Initiativen.

innenpolitik: Unterstützt das Pro-
gramm die Projekte nur finanziell 
oder auch anderweitig?

Dr. Bergner: Wir stellen jedem 
Projekt bei Bedarf eine fachliche 
Begleitung zur Seite. Darüber hin-
aus sind Fortbildungen vorge   sehen, 
beispielsweise wie man Geld ein-
werben kann oder sich in recht-
lichen Belangen innerhalb der Ver-
einslandschaft zurechtfindet.

innenpolitik: Wäre ein solches 
Programm nicht auch für West-
deutschland interessant?

Dr. Bergner: Das Programm ist für 
Ostdeutschland konzipiert worden 
und das aus gutem Grund. Es ist 
die Antwort auf Schlagzeilen und 
Tendenzen, die uns beschäftigt 
haben. Wir werden sehen, ob im 
Ergebnis der Evaluierung Anre-
gungen entstehen, das Programm 
auf die ganze Bundesrepublik aus-
zuweiten. 

innenpolitik: In Ihrer Funktion als 
Beauftragter für die Neuen Bundes-
länder machen Sie sich ja nicht 
nur im Programm „Zusammenhalt 

durch Teilhabe“ für Ostdeutsch-
land stark, sondern auch in ande-
ren Themenbereichen. Warum 
braucht Deutschland mehr als 
20 Jahre nach der deutschen Ein-
heit noch einen Beauftragten für 
die Neuen Bundesländer?

Dr. Bergner: Das Amt des Beauf-
tragten für die Neuen Bundes-
länder wird nicht mehr als das 
eines Helfers in der Not benötigt, 
und das ist generell ein gutes 

Zeichen. Das zeigt mir, dass 
Deutschland zusammengewach-
sen ist. Es stellen sich aber neue 
Herausforderungen, die in den 
Neuen Bundesländern aufgrund 
der dortigen Struktur besonders 
zu Buche schlagen, denken Sie nur 
an die demografische Entwick-
lung. Insoweit besteht weiter 
Gesprächs- und Koordinations-
bedarf bei der Entwicklung Ost-
deutschlands, was sich auch in 
dem Wunsch der Ministerpräsi-
denten der Neuen Bundesländer 
nach einer eigenen Konferenz der 
Ostminister dokumentiert. Dies 
werde ich als Beauftragter der 
Bundesregierung für die Neuen 
Länder weiter unterstützen und 
begleiten.

(Das Interview führte Viktoria Kleber)

„Fußball ist aufregend wie das Leben“, sagt Aenne Kürschner. „Hier 
gibt es Emotionen, Leidenschaft, aber auch Rückschläge – das macht 
den Fußball so attraktiv“, erklärt die Projektleiterin von „Sport zeigt 
Gesicht! Gemeinsam couragiert handeln“ weiter. Der Thüringer Fuß-
ball-Verband e. V. ist der mitgliederstärkste Sportverband in Thü -
ringen. „Konfliktmanagement im Fußball“ lautet der Titel, über den 
die Fußballbegeisterten thematisch fit gemacht werden sollen. Die 
gesammelten Erkenntnisse werden auch für andere Sportfach-
verbände aufbereitet.

„Wir wollen, dass Gewalt im Sport keine Rolle spielt“, betont Aenne 
Kürschner. Durch mobile Angebote werden Verantwortungsträger 
wie Trainer, Übungsleiter und Sportmannschaften vor Ort sensibili-
siert und qualifiziert. Schulungen zu Themen wie Teambuilding, 
Respekt und Umgang mit Konflikten sollen sie dazu befähigen, ihre 
Gruppen zu stärken, Probleme frühzeitig zu erkennen und sie kons-
truktiv zu bewältigen. Angehende Übungsleiter und Trainer werden 
in einem obligatorischen Modul zum Thema Extremismuspräventi-
on frühzeitig auf das Gefahrenpotenzial aufmerksam gemacht. 
„Gegen antidemokratische Entwicklungen“, so Aenne Kürschner, 
„sind wir dann bestens aufgestellt.“  (vk)

Sport zeigt Gesicht 
Der Landessportbund Thüringen setzt sich im Rahmen 
des Programms „Zusammenhalt durch Teilhabe“ für ein 
tolerantes Miteinander im Sport ein.

PROJEK TBEISPIEL
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EFFEK TIVE BILDUNGSARBEIT

Politik geht jeden an! 
Politische und gesellschaftliche Zusammenhänge besser verstehen. Sich in Politik ein mischen. 
Gegen politischen Extremismus eintreten. Mit ihrer Arbeit unterstützt die Bundeszentrale 
für politische Bildung Bürgerinnen und Bürger in ihrem politischen Engagement und fördert 
so den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

Demokratie braucht Menschen, 
auch junge Menschen, die infor-
miert sind, die sich engagieren 
und einmischen. Dafür Möglich-
keiten zu schaffen, ist die Aufgabe 
der Bundeszentrale für politische 
Bildung/bpb. Seit ihrer Gründung 
im Jahr 1952 greift die bpb zeit-
geschichtliche Themen sowie ak -
tuelle Entwicklungen in Gesell-
schaft und Politik auf und stellt 
diese in Veranstaltungen, audio-
visuellen und Printprodukten so -
wie durch Onlineangebote zur Dis-
kussion. Dabei soll das Politische 
auch in sozialen, gesellschaftli-
chen, kulturellen und individuel-
len Fragen deutlich werden. Politi-
sche Bildung stärkt die Teilhabe 

des Einzelnen an Gesellschaft und 
Demokratie. 

Politisch aktiv werden 

Aktuelle Studien zeigen, dass es 
eine Distanz der Bürger zur Politik 
gibt. Teile der Bevölkerung fühlen 
sich sozial und politisch margina-
lisiert. Diese Bevölkerungsgruppen 
in die Politik einzubinden, ist eine 
besondere Herausforderung der 
politischen Bildung geworden.

Entsprechend hat die bpb in den 
letzten Jahren zahlreiche Projekte 
mit unterschiedlichen Partnern 
aus den Bereichen Jugendhilfe, 
Sozialarbeit, Schule und politische 

Jugendbildung realisiert. So etwa 
„Aktion 09 – Gib deiner Meinung 
eine Stimme!“. Das Jugendpartizi-
pationsprojekt motivierte anläss-
lich des Superwahljahres 2009 
Jugendliche und junge Erwachsene 
zwischen 15 und 25 Jahren zur poli-
tischen Teilhabe. In Wochenend-
seminaren lernten sie nicht nur 
politisches Grundwissen, sondern 
entwickelten auch Ideen, wie sie 
sich für ihre politischen Vorhaben 
selbst starkmachen können. 

Diese Erfahrungen werden nun in 
einem Netzwerk gebündelt und 
weiterentwickelt. Ziel ist es, Pro-
jekte mit jungen Menschen zu 
ermöglichen, die etablierte Politik 
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als fremd erleben, in ihrem Alltag 
aber oft politischer sind, als sie es 
selbst wahrnehmen. 

Für Toleranz und 
interkulturellen Dialog 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt 
hängt nicht zuletzt von der ge -
lungenen Integration von Zu -
wanderern und der konstruktiven 
Auseinandersetzung mit den Her-
ausforderungen einer Zuwande-
rungsgesellschaft ab. Die bpb för-
dert daher den interkulturellen 
Dialog mit Imamen, muslimischen 
Frauen und Verbänden, aber auch 
den Dialog über Migration und 
Integration in der Mehrheitsgesell-
schaft. Ein Beispiel: Im Modell-
projekt „Jugend, Religion, Demo-
kratie: Politische Bildung in der 
Einwanderungsgesellschaft“ er probt 
die bpb zusammen mit der Robert-
Bosch-Stiftung Angebote für Jugend-
liche mit Migrationshintergrund, 
die sich bundesweit einsetzen las-
sen. Dabei werden unter anderem 
sogenannte „Dialogmoderatorin-
nen und -moderatoren“, die selbst 
in ihrer Biografie Migrationserfah-
rung gemacht haben, für die poli-
tische Bildungsarbeit ausgebildet 
und vernetzt. 

Gegen politischen 
Extremismus

Einen weiteren Schwerpunkt der 
Arbeit der bpb bilden Programme 
gegen Fremdenfeindlichkeit und 
politischen Extremismus, sei die-
ser von rechts, links oder islamis-
tisch motiviert. Nicht zuletzt sind 
der Verlust sozialer Perspektiven 
und die Auflösung von Strukturen 
etablierter demokratischer Politik 
ein Nährboden für politischen 
Ex tremismus. Die bpb engagiert 
sich daher in Regionen, die unter 
hoher Arbeitslosigkeit und Überal-
terung leiden, wie zum Beispiel in 
Mecklenburg-Vorpommern. Dort 
werden seit 2008 schwerpunktmä-
ßig Maßnahmen gegen Rechtsex-
tremismus konzipiert, realisiert 
und aus gewertet. Die dort von 

ortsansässigen Akteuren gewon-
nenen Erfahrungen und Kompe-
tenzen sollen zukünftig auf weite-
re Regionen übertragen werden.

Entsprechende Modellprojekte zur 
Prävention gegen Linksextremis-
mus und islamistischen Extremis-
mus, die beide in erster Linie in 
urbanen Räumen auftreten, wer-
den aktuell entwickelt. 

Geschichte erfahrbar 
machen 

Rund 20 Jahre ist die deutsche 
Einheit alt. Viele Erwachsene erin-
nern sich an die Ereignisse von 
damals, haben sie zum Teil haut-
nah miterlebt. Jugendlichen fehlt 
diese Erfahrung. Für sie sind die 
DDR wie der Kalte Krieg oder der 
Nationalsozialismus oft nur ein 
Kapitel im Schulbuch. Das von der 
bpb unterstützte Bildungsprojekt 
„Deine Geschichte“ will dies än -
dern und Geschichte für jüngere 
Zielgruppen spannend machen 
und ihr Geschichtsbewusstsein 
fördern. 

Unter dem Motto „Lernen – 
Machen – Publizieren“ entdecken 
und recherchieren Jugendliche 
Geschichte und Lerninhalte selbst, 
produzieren Texte, Fotos, Audio- 
oder Videobeiträge und publizie-
ren diese auf der Internetseite 

www.deinegeschichte.de. Dabei be    -
wegen sie sich nicht nur in der 
deutsch-deutschen Geschichte, son -
dern lernen gleichzeitig auch den 
Umgang mit neuen Medien.

Die erwähnten Projekte stellen nur 
einen Ausschnitt aus dem Angebot 
der bpb dar. Darüber hinaus stellt 
die bpb ein umfang reiches Ange-
bot an Büchern und didaktischen 
Materialien für die Bildungsarbeit, 
Veranstaltungen, Fortbildungen 
und Multimediaprodukten für 
Interessierte und Multiplikatoren 
zur Verfügung. (bpb)

>>  Näheres unter: www.bpb.de

Aktion 09 – für mehr politische Partizipation

Die bpb bietet auf ihrer Webseite vielfältige Informationen und Dienste wie den Wahl-O-Mat an.
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FÖRDERPREIS „HELFENDE HAND“ 

Ausgezeichnet – für den Schutz 
der Bevölkerung 
Für den Bevölkerungsschutz ist ehrenamtliches Engagement unentbehrlich. Mit dem Förder-
preis „Helfende Hand“ zeichnet das Bundesinnenministerium zum dritten Mal Initiativen in 
diesem Bereich aus. Zugleich sollen mehr Menschen dazu motiviert werden, sich zu engagieren. 

In Deutschland bilden rund 1,8 Millionen Helferinnen 
und Helfer die Basis des Bevölkerungsschutzes. Sie 
engagieren sich in verschiedenen Hilfsorganisationen 
wie dem Arbeiter-Samariter-Bund, der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft, dem Deutschen Roten 
Kreuz, der Johanniter-Unfallhilfe und dem Malteser 
Hilfsdienst. Dazu kommen die freiwilligen Feuer-
wehren, das Technische Hilfswerk sowie die Regieein-
heiten der regionalen Katastrophenschutzbehörden, 
die spezielle Aufgaben vor Ort wahrnehmen. 

Durch verschiedene Faktoren wie den demografischen 
Wandel und veränderte Rahmenbedingungen im 
Schul- und Berufsleben fehlt jedoch zunehmend der 
Nachwuchs. Das Bundesinnenministerium will dieser 
Entwicklung entgegenwirken. Um die Leistungen der 

Helfer im Bevölkerungsschutz zu würdigen, vergibt 
das Ministerium den Förderpreis „Helfende Hand“. 
Ausgezeichnet werden überzeugende Ideen und Kon-
zepte, die das Interesse für ein Engagement in den 
Hilfsorganisationen wecken. Der Preis ist mit ins-
gesamt 27.000 Euro dotiert. Im September wird eine 
Jury 15 Ideen und Projekte für die „Helfende Hand 2011“ 
nominieren. Der Preis für herausragende Leistungen 
im Bevölkerungsschutz wird in drei Kategorien verlie-
hen: „Nachwuchs- und Jugend arbeit zur Förderung 
und zum Erhalt des Ehrenamtes im Bevölkerungs-
schutz“, „Neue, innovative Konzepte zur Steigerung 
der Attraktivität des Ehrenamtes“ und „Vorbildliches 
Arbeitgeberverhalten zur Unterstützung des Ehren-
amtes im Bevölkerungsschutz“. 

Spaß beim Ehrenamt

Im vergangenen Jahr belegte in der Kategorie „Nach-
wuchs- und Jugendarbeit“ das Projekt „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ den ersten Platz. Das Projekt bietet eine einjäh rige 
Zusatzausbildung für Jugendliche. Im Rahmen dieser 
Ausbildung erhalten junge Menschen einen ersten Ein-
blick in die Aufgaben eines Sanitätshelfers und die 
Arbeit der freiwilligen Feuerwehr. Hierbei wird vermit-
telt, wie wichtig ehrenamtliches Engagement für die 
Gesellschaft ist. Gleichzeitig wird gezeigt, dass es auch 
Spaß machen kann, sich für andere zu engagieren.

Mitglieder von Organisationen, die ehrenamtlich im 
Bevölkerungsschutz arbeiten, sind dazu aufgerufen, 
sich bis zum 31. Juli für die „Helfende Hand 2011“ zu 
bewerben. Auch Unternehmen, die den ehrenamt lichen 
Einsatz ihrer Mitarbeiter unterstützen, können vorge-
schlagen werden. Bundes innenminister Dr. Hans-Peter 
Friedrich wird den Förderpreis am 2. Dezember, unmit-
telbar vor dem internationalen Tag des Ehrenamtes am 
5. Dezember, in Berlin verleihen.  (sel)

>>  www.helfende-hand-foerderpreis.de

Mit der „Helfenden Hand“ werden jährlich innovative Ideen und Konzepte 
zur Förderung des Ehrenamtes im Bevölkerungsschutz ausgezeichnet.
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RELIGIONSGEMEINSCHAF TEN STÄRKEN ZUSAMMENHALT

Für ein friedliches Miteinander
Religion ist eine wichtige und reichhaltige Quelle individueller und gemeinschaftlicher Werte. 
Auch heute noch motiviert religiöser Glaube zu sozialem Engagement. Religions gemeinschaften 
leisten damit einen entscheidenden Beitrag für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

Wenn Menschen sich einem 
Gemeinwesen zugehörig fühlen 
wollen, muss es etwas geben, was 
sie miteinander verbindet. Es sind in 
der Regel die Antworten auf exis-
tenzielle Fragen des Menschseins, 
die diesen Zusammenhalt begrün-
den und dem Denken und Handeln 
der Menschen Orientierung geben. 
Trotz Urknall und schwarzen 
Löchern bleibt die Frage nach dem 
Davor und Danach. Daher kann 
auch in einem modernen, pluralen 
und säkularen Gemeinwesen nicht 
auf Religion verzichtet werden.

Religion ist eine wichtige Quelle 
individueller und gemeinschaft-
licher Werte. Auch heute noch 
motiviert religiöser Glaube viele 
Menschen zum Handeln im Inter-
esse der Gemeinschaft. Aus christ-
licher, jüdischer oder islamischer 
Überzeugung engagieren sich 
Menschen gegen Armut, Ungerech-
tigkeit und Unterdrückung. Religi-
onen verbinden Menschen. In einer 
Zeit, in der gesellschaftliche Ent-
wicklungen zunehmend zur Indi-
vidualisierung führen, sind sie ein 
wichtiges Gegengewicht.

Dennoch wäre es zu einfach, nur 
davon zu sprechen, dass Religion 
Menschen verbindet. Sie trennt 
Menschen auch. In fast allen Län-
dern leben Menschen, die verschie-
denen Religionen angehören. Oft 
leben sie schon seit langer Zeit 
zusammen. In vielen Fällen geht 
das ohne Probleme. Religiöser Plu-
ralismus muss also nicht von vorn-
herein zu Spannungen und Kon-
flikten führen. Häufig führt er aber 
dazu, wenn das Zusammenleben 
statt durch ein Bemühen um ein 
Miteinander durch Sprachlosigkeit, 
Gleichgültigkeit und Ausgrenzung 
gekennzeichnet ist.

Religiöser Pluralismus als 
Herausforderung

Deswegen ist das friedliche Zusam-
menleben der Religionen immer 
auch eine kulturelle Herausforde-
rung, eine herausragende kultu-
relle Leistung. Für Deutschland 
bedeutet dies, dass die im Vergleich 
zu früheren Jahrzehnten größere 
religiöse Pluralität in einer Weise 
integriert werden muss, die ein kon-
struktives Miteinander ermöglicht. 

Aufgabe der Regierung ist es, Rah-
menbedingungen zu schaffen, die 
es allen religiösen Gruppen ermög-
lichen, sich in das gesellschaftliche 
und politische Leben einzubringen. 
Verdeckte oder offene Diskriminie-
rung muss benannt und überwun-
den werden. Gleichzeitig muss allen 
Beteiligten deutlich sein, wo die 
Grenzen religiöser Toleranz erreicht 
sind: die eigene Religionsfreiheit 
darf nicht auf Kosten anderer gehen. 
Es kann sich also bei diesem Prozess 
nur um ein sensibles Aufeinander-
zugehen handeln, bei dem beide 
Seiten lernen müssen.

Dies zu erreichen ist nicht allein 
Aufgabe der Religionsgemeinschaf-
ten, sondern eine Aufgabe für die 
gesamte Gesellschaft. Dafür ist es 
hilfreich, auf das zu sehen, was Men-
schen in ihrer religiösen Verschie-
denheit miteinander verbindet, und 
weniger auf das, was sie trennt. 
Dann können die Religionen auch 
in einer religiös pluralen Gesell-
schaft ihren grundlegenden Beitrag 
dazu leisten, das Zusammengehö-
rigkeitsgefühlt der Gesellschaft ins-
gesamt zu stärken.  (BMI)
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DEUTSCHE ISL AM KONFERENZ 

Integrieren 
statt 
ausgrenzen 
Die Integration von Muslimen in Deutschland 
fördern und deren Teilhabe stärken – diesen 
Zielen widmet sich die Deutsche Islam Konfe-
renz. Unter dem Motto „Muslime in Deutsch-
land – deutsche Muslime“ sucht sie nach 
praxisnahen Lösungen und fördert den Dialog 
zwischen Staat und Muslimen in Deutschland. 

Die Einführung von bekenntnisori-
entiertem islamischen Religions-
unterricht an staatlichen Schulen, 
Fragen rund um den Moscheebau, 
die universitäre Ausbildung von 
muslimischen Theologen und Reli-
gionsbediensteten, die Rolle der 
Medien, die sprach- und landes-
kundliche Fortbildung von Ima-
men, die Rolle der Frauen und 
Mädchen, Muslimfeindlichkeit und 
religiöser Ex tremismus – es gibt 
zahlreiche grundlegende Themen, 
die speziell Muslime in Deutsch-
land betreffen und derer sich die 
Teilnehmer der Deutschen Islam 
Konferenz angenommen haben. 

Seit 2006 bietet die Deutsche Islam 
Konferenz ein Forum für einen lang-
fristig angelegten Dialog zwischen 
staatlichen Vertretern und den in 
Deutschland lebenden Muslimen. 
Die Idee: Die rund vier Millionen 
Muslime in Deutschland sollen sich 
als Teil der deutschen Gesellschaft 

fühlen und von dieser auch so ver-
standen werden. Wurden in der ers-
ten Phase der Deutschen Islam Kon-
ferenz (2006 bis 2009) theoretische 
Handlungsgrundlagen geschaffen, 
stehen nun konkrete, praxisnahe 
Vorschläge für eine verbesserte 
Integration der Muslime im Vor-
dergrund. Unter dieser Devise hat 
Bundesinnen minister Dr. Hans-
Peter Friedrich die Deutsche Islam 
Konferenz am 29. März fortgesetzt. 
Schwerpunkt der diesjährigen 
Ple narsitzung war die Frage nach 
der religionsverfassungsrechtlichen 
und institutionellen Einbindung 
des Islams. 

Auf der Agenda standen die Ent-
wicklung des islamischen Reli-
gions unterrichts an öffentlichen 
Schulen, die landeskundliche und 
sprachliche Fortbildung von reli-
giösem muslimischen Personal 
so wie Fragen der Extremismus-
prävention. „Die Etablierung isla-

misch-theologischer Lehrange bo te 
an deutschen Hochschulen und die 
Einführung von islamischem Reli-
gionsunterricht an öffent li chen 
Schulen sind für die institutionelle 
Einbindung des Islams in Deutsch-
land von ausschlaggebender Be-
deu tung“, so Bundesinnen minis ter 
Friedrich. 

Islamunterricht an 
Schulen

In vielen Bundesländern gibt es 
mittlerweile Angebote zum islami-
schen Religionsunterricht an öffent-
lichen Schulen. Die Deutsche Islam 
Konferenz unterstützt dessen Ein-
führung, indem sie insbesondere 
den Wissens- und Erfahrungsaus-
tausch über praktische Entwicklun-
gen und konkrete Fortschritte för-
dert. Ziel ist es, Schritt für Schritt 
flächendeckende und von einer 
Mehrheit der Muslime akzeptier -
te Angebote zu schaffen, da der 
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Die Deutsche Islam Konferenz tagt auf mehreren Ebenen. Höchstes 
Gremium ist das Plenum, das sich zu gleichen Teilen aus staatlichen und 
muslimischen Vertretern zusammensetzt. Bei der Auswahl der musli-
mischen Teilnehmer stand der Ansatz im Vordergrund, so gut wie mög-
lich die Vielfalt der Muslime in Deutschland abzubilden. So nehmen 
neben Vertretern muslimischer Dach- und Spitzenverbände auch mus-
limische Einzelpersonen am Plenum teil. Der Bundesinnenminister ist 
Gastgeber der einmal im Jahr tagenden Plenarsitzungen.

Unterhalb des Plenums bereitet der Vorbereitungsausschuss dessen 
Arbeit vor und ergänzt diese. Dazu kann er Projektgruppen einberufen 
und sie mit bestimmten Fragestellungen beauftragen. Er tagt alle zwei 
bis drei Monate. Die zeitlich befristeten flexiblen Projektgruppen 
be fassen sich jeweils mit einem speziellen Thema und sollen so zu mehr 
Praxisnähe beitragen. Um die Ergebnisse der Deutschen Islam Konfe-
renz effektiver in die Praxis umsetzen zu können, ist diese in der zwei-
ten Phase noch enger mit den Ländern und Kommunen verzahnt.

So baut sich die Deutsche 
Islam Konferenz auf 

islamische Religionsunterricht ei -
nen wertvollen Beitrag für die 
Integra tion gerade junger Muslime 
in Deutschland leisten kann. 

Die Deutsche Islam Konferenz 
begleitet zudem den Prozess der 
Etablierung islamisch-theologischer 
Angebote an öffentlichen Hoch-
schulen. Bereits 2009 hat das Ple-
num erste Empfehlungen zur Ein-
richtung derartiger Lehr- und 
Forschungsangebote verabschiedet. 
Vier Hochschulen arbeiten derzeit 
daran, solche Lehrstühle zu eta-
blieren. Mit diesem neuen Studien-
angebot soll erreicht werden, dass 
in Deutschland ausgebildete Lehr-
kräfte islamischen Religionsun-
terricht an öffentlichen Schulen 
erteilen, muslimische Theologen 
Antworten auf aktuelle gesell-
schaftliche Fragen finden und qua-
lifizierte Imame ihre Gemeinden 
bei der Integration in die plurale 
Gesellschaft Deutschlands unter-
stützen können.

Fortbildung von 
Multiplikatoren

Etwa zweitausend Imame gibt es 
in Deutschland. Sie sind Vorbeter 
in ihren Gemeinden, geben reli-
giösen Unterricht oder sind An -
sprechpartner für persönliche Fra-
gen. Als Vermittler vor Ort sind sie 
ebenso wie die alevitischen Geist-
lichen und andere ehrenamtlich 
tätige Personen in islamischen 
Gemeinden wichtige Multiplikato-
ren. Damit diese zur gesellschaft-
lichen Integration der in Deutsch-
land lebenden Muslime beitragen 
können, ist es notwendig, dass sie 
die deutsche Sprache beherrschen 
und das gesellschaftliche Umfeld 
kennen.

Die Deutsche Islam Konferenz hat 
deshalb den Leitfaden „Dialog – 
Öffnung – Vernetzung: Leitfaden 
für die gesellschaftskundliche und 
sprachliche Fortbildung von reli-
giösem Personal und weiteren Mul-
tiplikatoren islamischer Gemeinden 
auf kommunaler Ebene“ entwickelt. 

Hierüber sollen Kommunen, kom-
munale Akteure und islamische 
Gemeinden für Fortbildungspro jekte 
gewonnen werden. Er soll sie dabei 
unterstützen, diese Projekte zu 
planen und umzusetzen. 

Extremismus vorbeugen

Ein weiteres Schwerpunktthema 
der Deutschen Islam Konferenz ist 
die Prävention von Extremismus, 
Radikalisierung und gesellschaft-
licher Polarisierung. Gemeinsam 
sollen praktische Verbesserungen 
für ein friedliches und respektvol-
les Miteinander erarbeitet werden. 

Um dies zu erreichen, hat die 
Islamkonferenz die Arbeitsgruppe 
„Präven tions arbeit mit Jugend-
lichen“ eingerichtet, die sich mit 
den Phänomenen Muslimfeindlich-
keit, Antisemitismus unter musli-
mischen Jugendlichen und religiö-
sem Extremismus befasst. Die er -
arbeiteten Definitionen bilden die 
Arbeitsgrundlage für die Entwick-
lung konkreter Maßnahmen der 
Jugendarbeit. Diese sollen 2012 vor-
gestellt werden.  (pg)

>>  Weitere Informationen finden 
Sie unter: www.deutsche-islam-
konferenz.de

Vorbereitungsausschuss
(spiegelt das Plenum)

Flexible Projektgruppen

Plenum
Gastgeber: Bundesinnenministerium

Muslimische Teilnehmer Staatliche Teilnehmer
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 Bundesministerium des Innern, Publikationsversand der Bundesregierung, 

Postfach 48 10 09, 18132 Rostock, Postvertriebsstück DPAG, Entgelt bezahlt, B8258 

„Das Böse kommt oft in der Maske 
des Guten!“, sagte Theo Zwanziger, 
Präsident des Deutschen Fußball-
Bundes, anlässlich der Auftaktver-
anstaltung „Foul von Rechtsaußen“ 
am 18. Januar 2011 in Berlin. Gedacht 
hat er dabei vermutlich an Fälle wie 
den letztes Jahr bekannt geworde-
nen, bei dem eine regionale Füh-
rungsfigur der rechten Szene in 
einem Sportverein Kinder und 
Jugendliche trainierte.

Die gemeinsame Initiative von Bun-
desinnenministerium, Bundesfami-
lienministerium, dem Deutschen 
Olympischen Sportbund, der Deut-
schen Sportjugend und dem Deut-
schen Fußball-Bund „Foul von 
Rechtsaußen – Sport und Politik 
verein(t) für Toleranz, Respekt und 
Achtung der Menschenwürde“ soll 
diesem Problem entgegenwirken. 
Ziel der Initiative ist es, Vereine 
dabei zu unterstützen, rechtsextre-
mistische Tendenzen zu erkennen 
und zu unterbinden.

Agieren statt reagieren

Die Vereine sollen sensibilisiert wer-
den, dass und wie Rechtsextreme 
versuchen, den Vereinssport für 
ihre Zwecke zu miss  brauchen. 
Erreicht werden soll, dass die Ver-
eine möglichst schon vorbeugend 
tätig werden und sich in ihrem Auf-
tritt nach außen und in ihren Ver-

einsregeln klar gegen jegliche Form 
von Rechtsextremismus und Diskri-
minierung wenden. So sollen sie 
bestärkt werden, sofort und konse-
quent gegen Verstöße vorzugehen. 

Im Mittelpunkt der Initiative ste-
hen auf den Sport zugeschnittene 
Informations- und Beratungsange-
bote, Schulungen und Fortbildun-
gen für Vereinsmitglieder, insbe-
sondere für Trainerinnen und 
Trainer. Außerdem sollen Ansprech-
partner im Sport benannt und es 
soll die Vernetzung mit wichtigen 
Partnern vor Ort gefördert werden. 
Muster für Vereins satzungen und 
Nutzungs rege lungen von Sportan-
lagen zeigen auf, wie die Vereine 

FOUL VON RECHTSAUSSEN

Initiative stärkt Sportvereine
Sport und Politik gegen Rechtsextremismus: Umfassende Informations- und Beratungs-
angebote sollen verhindern, dass Ehrenamtliche rechtsextremistisches Gedankengut in 
Sportvereine hineintragen und an Kinder und Jugendliche weitergeben.

rechtsextremistische Personen aus-
schließen können.

Die Initiative richtet sich gezielt an 
Sportvereine, da diese bei der Erzie-
hung von Kindern und Jugend-
lichen eine große Rolle spielen. 
Rund die Hälfte aller 16- bis 25-Jäh-
rigen ist dort aktiv. Erreicht werden 
soll, dass sie vor Ehrenamtlichen 
mit rechtsextremer Gesinnung ge -
schützt sind, in den Vereinen Werte 
wie Fairplay, Toleranz, Respekt und 
Achtung der Menschenwürde ler-
nen und selbst aktiv werden gegen 
Fouls von Rechtsaußen. 

>>  Weitere Informationen unter: 
www.dsj.de

Spitzensportler wie Ariane Friedrich, Pascal Roller und Nia Künzer (v. l.) unterstützen die Initiative.


